
DIE LINKE.
in Niddatal

CDU, Grüne und FDP haben in der Stadtverord-

netenversammlung am 29. September einen

gemeinsamen Antrag von SPD und LINKEN ab-

gelehnt. Jetzt müssen die ungerechten Straßen-

beiträge weiterhin gezahlt werden!

Bürger*innen müssen

weiterhin Straßen-

beiträge zahlen

Kindertagesstätte in
Ilbenstadt: 

CDU, Grüne und FDP

änderten den Stand-

ort für die Kinder-

tagesstätte in Ilben-

stadt: Statt im Klos-

ter soll jetzt auf dem

Brunnengelände ge-

baut werden. Seite 2

Lesen Sie Seite 3

Mehr über linke Politik erfahren: www.die-linke-wetterau.de
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Ist das die neue Politik in Niddatal?

Wird eine Straße saniert,
fallen in Niddatal Straßen-
beiträge an. Das kann für
die Anlieger schnell teuer
werden! Deshalb gibt es
schon länger Diskussionen,
ob man die Bürger*innen
nicht entlasten könnte. 
Auch hessenweit wehren
sich Bürgerinitiativen und
Kommunen gegen diese
Beiträge. Die schwarzgrüne
Landesregierung hat es den
Kommunen freigestellt, ob
sie Straßenbeiträge erhe-
ben wollen oder nicht. 
Verschuldete Kommunen

werden nicht auf Straßen-
beiträge verzichten kön-
nen. Aber Niddatal kann
das. Denn ab 2017  wurde
der Haushalt wieder in die
schwarzen Zahlen geführt.
Auf dieser Grundlage be-
antragten SPD und LINKE.
die Abschaffung der Stra-
ßenbeiträge. Jetzt haben
CDU, Grüne und FDP die-
sen Antrag zum Scheitern
gebracht. Und somit müs-
sen die Bürger*innen auch
in Zukunft zahlen.
Soll das die neue Politik in
Niddatal sein?

Einige
ungeklärte
Fragen

„Unsere Werte“
zerbrechen ge-
rade in Moria. 
Sind wir wirklich so

herzlos?



Fortsetzung von Seite 1

Die Kindertagesstätte in Il-
benstadt wird nicht im Klo-
ster entstehen. Die Stadt-
verordnetenversammlung
beschloss am 29. Septem-
ber, dass auf dem Brun-
nengelände (Ecke Burg-
Gräfenröder-Straße/Gro-
nauer Straße) gebaut wird.
Im Neubau soll es Platz für
sieben Gruppen geben. Bis-
her waren nur vier geplant.
Nach dieser Planungsän-
derung stellen sich einige
ungeklärte Fragen:
n In Niddatal gibt es 696
Kinder im Alter zwischen
einem und sieben Jahren.
Es besteht demzufolge Be-
darf für sieben zusätzliche
Kitagruppen. Doch sind die
sieben Gruppen für Ilben-
stadt nötig? Dort würden
vier Gruppen reichen. Wie
ist das gedacht? Wird es
einen Kita-Tourismus aus
den anderen Stadtteilen
nach Ilbenstadt geben?
Sollte man nicht wohnort-
nahe Lösungen durchden-
ken und schon heute eine
Kita für einen der anderen
Stadtteile planen?

n Die Änderung von vier
auf sieben Gruppen könn-
te eine wesentliche Auftrags-
änderung darstellen. Das
sollte bald geklärt werden.
Denn durch eine europa-
weite Neuausschreibung
könnte sich das ganze
Vorhaben stark verzögern. 
n Der Brunnen wurde einst
stillgelegt, weil sein Was-
ser sehr hart war. Seither
kauft man OVAG-Wasser
aus der Fernleitung ein. 
Das ist heute aus ökologi-
scher Sicht nicht mehr zeit-
gemäß. Nach jahrelanger
Trockenheit müssen die
sinkenden Grundwasser-
reserven im Vogelsberg ge-
schützt werden. Es muss
also geprüft werden, ob
der Brunnen nicht wieder
aktiviert werden könnte. 
Wenn wirklich kein Trink-
wasser mehr daraus ge-
fördert werden kann, sollte
ein Betriebwassersystem
(Nicht-Trinkwasser) fest ein-
geplant werden. Damit las-
sen sich die Toiletten ver-
sorgen und der Garten be-
wässern.

Einige ungeklärte Fragen

zur Kita Ilbenstadt
Bürgermeister Hahn will
den Gollacker nicht. Es ist
absehbar, dass die Ab-
sprachen mit der Hessi-
schen Landgesellschaft
nicht weiter verfolgt wer-
den. Hahn will lieber Neu-
baugebiete ausweisen,
„die die Stadtteile mitei-
nander verbinden“, sagte
er der Presse. Er denkt
an Gewerbeansiedlungen
und kleinere Wohneinhei-
ten im Überschwemmungs-
gebiet zwischen Assen-
heim und Ilbenstadt. Und
diese ökologischen Vor-
stellungen aus den fünf-
ziger Jahren meint er
tatsächlich ernst!
Auch sozialpolitisch fehlt
der Anschluss an die  heu-
tigen  Problemlagen. Im
Juni 2020 sagte er: „Wenn
das Kasernengelände in
Friedberg bebaut wird,
wird niemand mehr nach
Assenheim ziehen. Wir
haben hier keinen Wohn-
raumbedarf.“ 
Vielleicht sollte er mal sei-
ne Parteikollegen in der
Hessischen Landesregie-
rung zur anwachsenden
Wohnungsnot befragen! 

Aus für den
Gollacker?



„Unsere Werte“ zerbrechen gerade in Moria!
Fortsetzung von Seite 1

Denn sie hat nichts anzu-
bieten. Sie verschiebt nur
Probleme. Fluchtursachen
werden verschärft und nicht
bekämpft! Und gleichzeitig
hören Migrationsbewegun-
gen nicht deshalb auf, nur
weil die Willkommenskul-
tur zurückgefahren wird. 
Wer glaubt, eine Politik der
Feindschaft sei eine Ant-
wort, befürwortet die Aus-

setzung von Menschen-
rechten. Jetzt ist die dring-
lichste Aufgabe, dass den
Menschen in Moria gehol-
fen wird. Sie müssen raus
aus der Hölle. Die grund-
legendsten Dinge zum Le-
ben fehlen dort. Es gibt
keine Perspektive. Und das
oft seit Jahren. Deshalb:
Niddatal soll seine freien
Plätze für die Flüchtlinge
zur Verfügung stellen!

Nach dem Brand in

Moria muss diese 

gescheiterte Politk

ein Ende haben!

Wieso meint ein Land wie
Deutschland - mit mehr als
80 Millionen Einwohnern -
es könne keine 12.000 Ge-
flüchteten aufnehmen?

Unsere Außenpolitik

muss Fluchtursachen

bekämpfen:

Keine weitere Aufrüstung!
Keine Erhöhung des Rüs-
tungsetats! Auslandsein-
sätze der Bundeswehr be-
enden! Waffenexporte ver-
bieten! Und eine faire Wirt-
schaftspolitik ohne imperia-
listische Handelsbeziehun-
gen - auf Augenhöhe und
mit Respekt!

Wir haben Platz. Niddatal hat 132 Plätze in

Flüchtlingsunterkünften. Davon sind derzeit 95

belegt. Viele andere Kommunen haben signali-

siert, dass auch sie freie Plätze haben und sich

bereit erklären, Flüchtlinge aufzunehmen.

Warum es um mehr

geht, als Mitleid und

Empörung.

Moria ist ein politisch orga-
nisiertes Verbrechen gegen
die Menschenrechte. Es
ist seit Jahren klar, dass
diese Politik der Abschrek-
kung und Internierung schei-
tern muss. 
Und sie scheitert seit Jah-
ren vor unser aller Augen.



Der Aufsichtsrat der Conti-
nental AG hat gegen die
Stimmen der Arbeitnehmer
die Schließung der Werke
in Aachen und Karben bis
2024 beschlossen. 
Wer bisher geglaubt hat,
der Aufsichtsrat könnte im
Interesse der Beschäftigten
und nicht im Interesse des
Höchstprofits abstimmen,
der wurde nun eines Bes-
seren belehrt. Am 3. Okto-
ber 2020 sagte Elmar De-
genhart, der Vorstandschef

von Conti: Die Entlassun-
gen wären ja auch Wachs-
tumschancen. Der Konzern
würde sich zukunftsfähig
machen. Das sei ein kom-
plett neues Wachstums-
modell...
Wachstum? Für wen?

Für die Aktionäre!

Für die Beschäftigten

sicher nicht...

Bei Conti geht es um ein
Milliarden-Sparprogramm.
Um Profite zu sichern und
weiter zu steigern, schlie-

ßen die Herren Standorte
und verlagern ins billigere
Ausland. Das Wohl der Be-
schäftigten spielt dabei kei-
ne Rolle!

Die Krise ist nicht

über Conti gekommen,

wie eine Natur-

katastrophe!

Seit Jahren ist klar, dass
die Automobilindustrie in
Zukunft anders aufgestellt
sein muss. Aber das Conti-
Management hat die Ent-
wicklung neuer und klima-
schonender Techniken und
Produktionszweige ver-
schlafen. Und jetzt sollen
die Beschäftigten diese
Unfähigkeit ausbaden! 

Conti ist ein Lehrstück über das 

kapitalistische Profitsystem
Continental, MAN, Schaeffler, Norma und viele

andere Betriebe: Kein Tag ohne eine neue Hiobs-

botschaft. Tausende von Menschen sollen dem-

nächst ihren Arbeitsplatz verlieren. Das Conti-

Werk Karben soll 2024 schließen.
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